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Antrag 

der Abgeordneten Frau Beer, Dr. Lippelt (Hannover) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Notwendigkeit einer Verifikationsregelung für B-Waffen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Berichte über eine mit Hilfe deutscher Wissenschaftler im Irak 
errichteten B-Waffen-Produktionsstätte müssen Anlaß zu größter 
Sorge sein. Es gibt gegenwärtig keinen befriedigenden Weg, 
solchen Berichten über Verstöße gegen das B-Waffen-Verbotsab- 
kommen nachzugehen und eventuelle Verstöße zu unterbinden. 

Dadurch wir erneut deutlich, wie dringend das Verbotsabkom- 
men durch ein Zusatzprotokoll ergänzt werden muß, das verbind- 
liche Verifikationsverfahren vorsieht. Schon 1981 hat der Deut- 
sche Bundestag die Bundesregierung einstimmig aufgefordert, 
sich mit Nachdruck für ein solches Verifikationsprotokoll einzu- 
setzen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. unverzüglich die Initiative für die Einberufung eines Ex- 
perten/innen-Treffens der Vertragsstaaten der B-Waffen-Kon- 
vention zu ergreifen, auf dem - noch vor der 3. Überprüfungs- 
konferenz von 1991 - auf der Grundlage der schwedischen Ini- 
tiative von 1980 Vorschläge für ein solches Verifikationsproto- 
koll erarbeitet werden sollen, 

2. sich für die Verabschiedung eines solchen Zusatzprotokolls auf 
der nächsten Überprüfungskonferenz oder einer anschließen- 
den Sonderkonferenz einzusetzen, 

Bonn, den 30. Januar 1989 

Frau Beer 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 

Begründung 

Abweichend von dem Beschluß des Deutschen Bundestags von 
1981 und ihren eigenen, bis zum Juni 1986 laufend wiederholten' 
Ankündigungen hat es die Bundesregierung auf der 2. Überprü- 
fungskonferenz 1986 versäumt, sich für die Erarbeitung einer 
Verifikationsregelung einzusetzen, sondern im Gegenteil der 
Konferenz das Recht zur Beratung darüber abgesprochen. Sie hat 
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einen Vorstoß der Sowjetunion, das folgende Experten/innen- 
Treffen treffen zu Gesprächen über eine Verifikationsregelung zu 
nutzen, gemeinsam mit den anderen NATO-Staaten zum Schei- 
tern gebracht. Sie hat eine Formulierung in der Abschlußerklä- 
rung mit bewirkt, die auch die 3. Überprüfungskonferenz mög- 
licherweise hindern könnte, Verifikationsregelungen zu be- 
schließen. 

Die Ergänzung des Verbotsabkommens ist aber dringlich wie nie, 
wenn ein Wettrüsten im B-Waffen-Bereich noch verhindert wer- 
den soll. Darum sind unverzügliche Initiativen erforderhch, die im 
übrigen stark an Positionen der Bundesregierung bis Juni 1986 
anknüpfen können (z. B. Resolution der UNO-Vollversammlung 
von 1982 für die sofortige Einberufung einer Sonderkonferenz 
über Verifikation, die die Bundesrepublik IDeutschland mit einge- 
bracht hat). 


Druck; Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722- 8333 



